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Antrag 

des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 
(1. Ausschuß) — Wahlprüfungsangelegenheiten — 


betr. Einspruch des Alois Bude, Westheim/Speyer, 1. Vorsitzender der 
Ostdeutschen Volkspartei (OVP) gegen die Gültigkeit der Wahl zum 
7. Deutschen Bundestag vom 19. November 1972 — Az. 4/72 — 

A. Problem 

Der Deutsche Bundestag hat nach Vorprüfung durch den Wahl- 
prüfungsausschuß über die Einsprüche gegen die Gültigkeit 
der Wahl zum 7. Deutschen Bundestag vom 19. November 1972 
zu entscheiden. Der zur Beschlußfassung vorgelegte Einspruch 
ist begründet worden mit: 

Nichtzulassung als Partei 


B. Lösung 

Zurückweisung dieses Wahleinspruchs ohne öffentliche münd- 
liche Verhandlung wegen 

offensichtlicher Unbegründetheit 

Offensichtlich unbegründet sind nach ständiger Praxis des 

Bundestages Einsprüche, die 

a) die Verfassungswidrigkeit von Gesetzen rügen; im Rahmen 
des Wahlprüfungsverfahrens kann eine derartige Prüfung 
nicht erfolgen, 

b) keine konkrete Verletzung wahlrechtlicher Bestimmungen 
rügen, 

c) sich zwar auf nachprüfbare Mängel bei der Vorbereitung 
oder Durchführung der Wahl stützen können, diese jedoch 
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angesichts des Stimmverhältnisses keinen Einfluß auf die 
Mandatsverteilung haben konnten. 

Insoweit folgt der Bundestag in ständiger Praxis der Entschei- 
dung des Bundesverfassungsgerichts [BundesVerfGE Bd. 4, 
370 (372 f.)]. 

C. Alternativen 

standen nicht zur Diskussion 


D. Kosten 

entfällt 


Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle die aus der Anlage ersichtliche Entscheidung 
treffen. 


Bonn, den 15. März 1973 


Der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 
Dr. de With 

Vorsitzender und Berichterstatter 
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Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache — Az. 4/72 — des Alois Bude, Westheim/Speyer, 

1. Vorsitzender der Ostdeutschen Volkspartei (OVP) 
gegen die Gültigkeit der Wahl zum 7. Deutschen Bundestag 

vom 19. November 1972 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit Schreiben vom 27. November 1972 — ein- 
gegangen beim Deutschen Bundestag am 28. No- 
vember 1972 — hat der 1. Vorsitzende der Ost- 
deutschen Volkspartei, Alois Bude, Einspruch 
gegen die Gültigkeit der Wahl zum 7. Deutschen 
Bundestag eingelegt. 

Der Bundes Wahlausschuß für die Bundestagswahl 
1972 hat in seiner 1. Sitzung am 12. Oktober 1972 
beschlossen, die Ostdeutsche Volkspartei nicht 
als Partei anzuerkennen. In der vom Bundes- 
wahlleiter übersandten Niederschrift über diese 
Sitzung heißt es (S. 4): 

( ,b) Nicht als Parteien anerkannt werden für die 

Bundestagswahl 1972: Ostdeutsche 

Volkspartei (OVP), da bei ihr nach dem Ge- 
samtbild der tatsächlichen Verhältnisse, ins- 
besondere nach Umfang und Festigkeit der 
Organisation und nach der Zahl der Mit- 
glieder die Voraussetzungen des § 2 Abs. 1 
Parteiengesetz z. Z. nicht erfüllt sind." 

Die gegen die Nichtzulassung der Landesliste 
der OVP für Rheinland-Pfalz gemäß § 29 Abs. 2 
BWG in Verbindung mit § 38 BWO eingelegte 
Beschwerde wurde vom Bundeswahlausschuß in 
seiner 2. Sitzung am 26. Oktober 1972 zurückge- 
wiesen. 

Zur Begründung heißt es: „Die Beschwerde mußte 
schon wegen Fristüberschreitung zurückgewiesen 
werden. Darüber hinaus bestehen nach Auffas- 
sung des Bundeswahlausschusses die Zurückwei- 
sungsgründe des Landeswahlausschusses zu 
Recht." (S. 2 der Sitzungsniederschrift). 

Zur Begründung seines Einspruchs trägt der Ein- 
spruchsführer vor, die Ostdeutsche Volkspartei 
sei am 13. März 1971 in Speyer gegründet und 
am 3. Juni 1971 in das Vereinsregister beim 
Amtsgericht Speyer/Ludwigshafen unter Nr. VR 
297 eingetragen worden. Damit habe die OVP 
die Rechtsfähigkeit im Sinne der §§ 21, 56 BGB 
erlangt und sei somit juristische Person, für 
welche die Grundrechte gemäß Artikel 19 Abs. 3 
GG gelten würden. 


Zu wählen oder gewählt zu werden sei ein de- 
mokratisches Grundrecht. Die Einschränkung ei- 
nes oder mehrerer Grundrechte sei nur durch Ge- 
setz oder aufgrund eines Gesetzes möglich. Ein 
solches Gesetz müsse das eingeschränkte Grund- 
recht und den Grundgesetzartikel nennen, um 
wirksam zu sein. Das Parteiengesetz, aufgrund 
dessen die OVP von der Bundestagswahl ausge- 
schlossen worden sei, erfülle nicht die Voraus- 
setzungen des Artikels 19 Abs. 1 GG. Es schränke 
die Grundrechte einer juristischen Person also 
nicht ein. Dennoch sei die OVP unter Anwen- 
dung des § 2 Abs. 1 des Parteiengesetzes 
(PartG) „wegen Nichterfüllung der Voraus- 
setzungen des § 2 Abs. 1 Parteiengesetz" von 
der Bundestagswahl ausgeschlossen worden. 

Der Einspruchsführer meint, da die Grundrechte 
auch für juristische Personen Geltung haben wür- 
den, sei der Ausschluß der OVP von der Bun- 
destagswahl unter Berufung auf die Bestimmun- 
gen des Parteiengesetzes, welches nicht die Vor- 
aussetzungen des Artikels 19 Abs. 1 GG erfülle, 
verfassungswidrig, weil gemäß Artikel 3 Abs. 3 
GG niemand wegen seines Geschlechtes, seiner 
Abstammung, seiner Rasse, seiner Sprache, seiner 
Heimat oder Herkunft, seines Glaubens oder sei- 
ner politischen Anschauungen benachteiligt oder 
bevorzugt werden dürfe. 

Der Einspruchsführer behauptet, die OVP sei 
hauptsächlich deshalb nicht als Partei für die 
Bundestagswahl anerkannt bzw. nicht zugelas- 
sen worden, weil sie die wahlrechtliche Gleich- 
stellung mit Parteien nationaler Minderheiten 
fordere. Zu diesem Thema hätten sowohl die in 
der Bundeswahlausschußsitzung am 12. Oktober 
1972 anwesenden Vertreter der OVP als auch 
die Bundeswahlleiterin kontrovers Stellung ge- 
nommen. Es spreche für sich und gegen den 
Bundeswahlausschuß, daß im offiziellen Proto- 
koll von dieser entscheidenden Sitzung kein 
Wort über das Begehren der OVP, wahlrechtlich 
mit Parteien nationaler Minderheiten gleichge- 
stellt zu werden, enthalten sei. 

Der Einspruchsführer führt ferner aus, er habe 
in mehreren Schreiben an die Bundeswahlieiterin 
darauf hingewiesen, daß es nur dem demokrati- 
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sehen Grundsatz der Chancengleichheit entspre- 
chen würde, wenn der OVP in der Bundesrepu- 
blik Deutschland, ebenso wie Parteien nationaler 
Minderheiten, aufgrund der besonderen Lage als 
Heimatvertriebene und durch die Ostverträge 
Benachteiligte, die Möglichkeit eröffnet würde, 
mit einer eigenen politischen Partei für die 
Rechte der Ostdeutschen — Heimatvertriebene 
genannt — im politischen Raum zu kämpfen. 

Der Einspruchsführer vertritt weiter die Auffas- 
sung, die Ostdeutschen — Heimatvertriebene ge- 
nannt — - seien geschützte Personen im Sinne des 
IV. Genfer Rotkreuz-Abkommens zum Schutze 
von Zivilpersonen in Kriegszeiten vom 12. Au- 
gust 1949. Wenn, wie behauptet werde, diesem 
Personenkreis durch die Ostverträge keine 
Rechte verlorengegangen seien, so müßte der 
„umgesetzten Bevölkerung" die wahlrechtliche 
Gleichstellung mit Parteien nationaler Minder- 
heiten gemäß §§ 21, 28, insbesondere jedoch 
gemäß § 6 Abs. 4 letzter Satz des Bundeswahl- 
gesetzes, eingeräumt werden und zwar deshalb, 
damit ostdeutsche Volksstämme außerhalb ihrer 
Heimat der drohenden Assimilation entgingen. 

Der Einspruchsführer erklärt, er und seine Freun- 
de forderten nicht mehr aber auch nicht weniger 
Rechte, als ihnen nach internationalem Recht 
und gemäß Artikel 23 Satz 2 GG zustünden. Das 
sei u. a. das Recht, über den politischen Status 
ihrer Heimat jenseits von Oder und Neiße in 
den Grenzen von 1937 selbst bestimmen zu kön- 
nen. 

Schließlich weist der Einspruchsführer darauf hin, 
die OVP habe infolge der Nichtanerkennung bzw. 
der Nichtzulassung schwere finanzielle Nach- 
teile in bezug auf die Absetzbarkeit von Spen- 
den zu gewärtigen, und zwar zusätzlich zu den 
finanziellen Verlusten, die die Partei in Höhe 
von 15 000 DM für bereits hergestellte Druck- 
sachen und Zeitungsinserate zur Wahl erlitten 
habe. 

In einem weiteren Schriftsatz vom 6. Dezember 
1972 behauptet der Einspruchsführer, die Mehr- 
heit der Wähler sei bei der Abgabe ihrer Wil- 
lenserklärung nur ungenügend aufgeklärt ge- 
wesen über die völkerrechtsgemäße Gültigkeit 
bzw. Ungültigkeit der die ostdeutschen Heimat- 
vertriebenen diskriminierenden Ostverträge, so 
daß die Wähler bei Kenntnis der Sachlage in be- 
zug auf die den vertriebenen Ostdeutschen unver- 
zichtbar zustehenden Schutzrechte und bei ver- 
ständiger Würdigung dieses Falles ganz sicher 
anders entschieden hätten, als am 19. November 
1972 geschehen. Insbesondere sei eine ausrei- 
chende Bekanntmachung des IV. Genfer Rot- 
kreuz-Abkommens zum Schutze von Zivilperso- 
nen nicht erfolgt. 

In einer Stellungnahme vom 5. Januar 1973 er- 
klärt der Bundeswahlleiter zum Vorbringen des 
Einspruchsführers : 

„Nach schriftlicher Mitteilung des Parteivorsit- 
zenden erstreckte sich die Organisation der 

OVP im Zeitpunkt der Entscheidung des Bun- 


deswahlausschusses lediglich auf Rheinland- 
Pfalz. Ebenfalls nach schriftlicher Mitteilung 
des Parteivorsitzenden hatte die OVP damals 
mindestens 7 Mitglieder'. Die Vertreter der 
OVP in der Sitzung des Bundeswahlausschus- 
ses hätten im Interesse der Anerkennung der 
Partei für die Bundestagswahl 1972 sicher eine 
höhere Zahl genannt, wenn der Mitgliederbe- 
stand wesentlich über sieben gelegen hätte. In 
diesem Zusammenhang sei noch erwähnt, daß 
die beiden Stellvertreter des ersten Vorsitzen- 
den um den 1. Oktober 1972 aus der OVP aus- 
getreten und Nachfolger noch nicht ernannt 
waren. 

An politischen Wahlen hat die OVP bisher 
nicht teilgenommen. Der Vorsitzende der Par- 
tei berichtete von öffentlichen Versammlun- 
gen in verschiedenen Orten des Bundesgebie- 
tes. Die Presse hat gelegentlich von der OVP 
Notiz genommen. 

Die Entscheidung des Bundeswahlausschusses, 
wonach die OVP nach dem Gesamtbild der tat- 
sächlichen Verhältnisse, insbesondere nach 
Umfang und Festigkeit der Organisation und 
nach der Zahl der Mitglieder die Vorausset- 
zungen des § 2 Abs. 1 Parteiengesetz z. Z. nicht 
erfüllt, entspricht der bisherigen Entschei- 
dungspraxis des Bundeswahlausschusses. Ver- 
schiedentlich hat er noch strengere Maßstäbe 
angelegt. 

Mit der Frage, ob die OVP als Partei einer na- 
tionalen Minderheit anzusehen ist, braucht sich 
der Bundeswahlausschuß nicht zu beschäfti- 
gen, weil er dafür nicht zuständig ist. Meine 
Rechtsauffassung zu dieser Frage finden Sie 
in dem ebenfalls beigefügten Schreiben vom 
21. September 1972 

In dem genannten Schreiben des Bundeswahl- 
leiters an die OVP vom 21. September 1972 heißt 
es zu dieser Frage: 

„Die Sondervorschriften des Bundeswahlge- 
setzes für Parteien nationaler Minderheiten 
gelten nur für Parteien, welche die Interessen 
von Minderheiten nichtdeutscher Nationalität 
vertreten, die im Bundesgebiet wohnen. Das 
geht eindeutig aus dem Wortlaut und dem 
Sinn der entsprechenden Vorschriften hervor. 
Es erscheint mir infolgedessen ausgeschlossen, 
daß sich die Wahlorgane bei der Zulassung 
Ihrer Wahlvorschläge der von Ihnen vertrete- 
nen Meinung anschließen werden. Ihre Auf- 
fassung, die im Bundesgebiet lebenden Vertrie- 
benen seien eine nationale Minderheit gegen- 
über dem polnischen und russischen Volke, ist 
im Zusammenhang mit dem Wahlrecht ohne 
Bedeutung. Wahlrechtlich kommt es allein dar- 
auf an, ob eine Gruppe von Wahlberechtig- 
ten im Bundesgebiet im Verhältnis zu den hier 
lebenden übrigen Wahlberechtigten nationale 
Minderheit ist." 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der An- 
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beraumung einer öffentlichen mündlichen Ver- 
handlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen und auch zulässig, er 
ist jedoch aus nachfolgenden Gründen offensichtlich 
unbegründet. 

Gemäß § 19 Abs 3 des Bundeswahlgesetzes (BWG) 
hat der Bundeswahlausschuß für alle Wahlorgane 
verbindlich festzustellen, welche Vereinigungen 
ihre Beteiligung an der Bundestagswahl angezeigt 
haben und ob sie als Partei anzuerkennen sind. 
Durch das Gesetz über die politischen Parteien (Par- 
teiengesetz) vom 24. Juli 1967 ist der Begriff einer 
Partei gesetzlich festgelegt. Danach sind Parteien 
Vereinigungen von Bürgern, die dauernd oder für 
längere Zeit für den Bereich des Bundes oder eines 
Landes auf die politische Willensbildung Einfluß 
nehmen und an der Vertretung des Volkes im Deut- 
schen Bundestag oder einem Landtag mitwirken 
wollen, wenn sie nach dem Gesamtbild der tatsäch- 
lichen Verhältnisse, insbesondere nach Umfang und 
Festigkeit ihrer Organisation, nach der Zahl ihrer 
Mitglieder und nach ihrem Hervortreten in der 
Öffentlichkeit eine ausreichende Gewähr für die 
Ernsthaftigkeit ihrer Zielsetzung bieten. Mitglieder 
einer Partei können nur natürliche Personen sein. 

Die Bestimmung des § 19 Abs. 3 BWG, wonach der 
Bundeswahlausschuß die entsprechenden Feststel- 
lungen für alle Wahlorgane verbindlich zu treffen 
hat, schließt nicht aus, daß diese Feststellungen im 
Rahmen eines Wahlprüfungsverfahrens nachgeprüft 
werden können. 

Nach § 19 Abs. 1 BWG können Wahlvorschläge von 
Parteien und gemäß § 19 Abs. 2 BWG in Verbindung 
mit § 21 Abs. 2 BWG auch von Wählergruppen von 
mindestens 200 Wahlberechtigten eingebracht wer- 
den. Für Parteien, die im Bundestag oder einem 
Landtag seit deren letzter Wahl nicht aufgrund eige- 
ner Wahlvorschläge ununterbrochen mit mindestens 
fünf Abgeordneten vertreten waren, muß der Bun- 
deswahlausschuß nach Anzeige dieser Partei, daß 
sie sich an der Wahl beteiligen werde, die Partei- 
eigenschaft feststellen (§ 19 Abs. 2 BWG). Für die 
OVP hat der Bundeswahlausschuß die bereits zitierte 
Feststellung getroffen. 

In § 2 PartG hat der Gesetzgeber eine Legaldefini- 
tion des Begriffes Partei gegeben, an die auch der 
Wahlprüfungsausschuß gebunden ist. Diese Legal- 
definition geht auf Begriffsbestimmungen in der 
Rechtsprechung und Literatur zurück, übereinstim- 
mend wird mit § 2 PartG für die Anerkennung als 
Partei u. a. auch auf die Zahl der Mitglieder einer 
Vereinigung abgestellt. In dem Beschluß des Bundes- 
wahlausschusses, durch den die OVP nicht als Partei 
anerkannt wurde, wird u. a. auf die mangelnde Zahl 
der Mitglieder dieser Partei abgestellt. Wenn die 
OVP nach schriftlicher Mitteilung des Parteivorsit- 
zenden im Oktober 1972 „mindestens 7 Mitglieder" 
hatte, kann, wie der Bundeswahlleiter in seiner Stel- 
lungnahme ausführt, davon ausgegangen werden, 


daß der Vertreter der Partei vor dem Bundeswahl- 
ausschuß im Interesse der Anerkennung seiner 
Partei für die Bundestagswahl 1972 sicher eine hö- 
here Zahl genannt hätte, wenn der Mitgliederbe- 
stand wesentlich über 7 gelegen hätte. Wenn auch 
weder im Parteiengesetz noch in der Literatur oder 
Rechtsprechung eine bestimmte Mitgliederzahl als 
Voraussetzung für die Zuerkennung der Parteien- 
eigenschaft genannt wird, so muß die Zahl in Re- 
lation gesetzt werden zu den 200 Wahlberechtigten, 
die erforderlich sind, um einen Kreiswahlvorschlag 
zu unterbreiten (vgl. § 21 Abs. 2 BWG), Muß es 
sich bei diesen Wahlberechtigten auch nicht um 
Parteimitglieder handeln, so reicht die Zahl von 
„mindestens 7 Parteimitgliedern" jedoch nicht aus, 
um einer Vereinigung die Parteieigenschaft im Sinne 
des § 2 PartG zuzuerkennen. Dabei spielt es keine 
Rolle, ob eine Landesliste nur für ein Bundesland 
oder für das gesamte Wahlgebiet aufgestellt wer- 
den soll. 

Von diesen Feststellungen bleibt unberührt, daß 
die OVP erstmals an einer Wahl teilnehmen wollte. 
Sicher hat jede neu gegründete Partei zunächst an- 
fangs Schwierigkeiten zu überwinden, die sich ins- 
besondere im organisatorischen Bereich, aber auch 
bezüglich der Mitgliederwerbung niederschlagen. 
Wenn es aber einer Partei innerhalb eines Jahres 
nach Gründung nicht gelingt über „mindenstens 
7 Mitglieder" hinauszukommen — - und diese Aus- 
sage ist vom Einspruchsführer nicht bestritten wor- 
den — so ist nach dem Gesamtbild der tatsächlichen 
Verhältnisse, insbesondere nach Umfang und Festig- 
keit der Organisation und nach der Zahl der Mitglie- 
der, die Entscheidung des Bundeswahlausschusses 
zu Recht getroffen worden. 

Auch mit dem Vorbringen des Einspruchsführers, 
die OVP müsse als Partei einer nationalen Minder- 
heit anerkannt werden, kann der Einspruch nicht 
begründet werden. 

Gemäß § 12 Abs. 1 BWG sind wahlberechtigt alle 
Deutschen im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 GG unter 
den in § 12 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 BWG genannten Vor- 
aussetzungen. In Artikel 116 Abs. 1 GG wird fest- 
gelegt: 

„Deutscher im Sinne dieses Grundgesetzes ist vor- 
behaltlich anderweitiger gesetzlicher Regelung, 
wer die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt oder 
als Flüchtling oder Vertriebener deutscher Volks- 
zugehörigkeit oder als dessen Ehegatte oder Ab- 
kömmling in dem Gebiet des Deutschen Reiches 
nach dem Stande vom 31. Dezember 1937 Auf- 
nahme gefunden hat." 

Das Grundgesetz macht damit hinsichtlich der Wahl- 
berechtigung keinen Unterschied in bezug auf Er- 
werb der deutschen Staatsangehörigkeit. Voraus- 
setzung für die Wahlberechtigung eines Deutschen 
ist lediglich gemäß § 12 Abs. 1 Nr. 2 BWG ein min- 
destens dreimonatiger Wohnsitz oder dauernder 
Aufenthalt im Wahlgebiet. Eine in bezug auf das 
Wahlrecht vorgenommene Differenzierung nach 
dem früheren Wohnsitz des Wahlberechtigten wäre 
verfassungsrechtlich auch fragwürdig. Zu Recht hat 
das Bundesverfassungsgericht festgestellt: „Soweit 
die Rechte einer politischen Partei im Wahlverfah- 
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ren in Rede stehen, ist nur der Bezug zur Einheit 
des Staates gegeben, wie sie in dem Wahlgang für 
das einheitliche Parlament zum Ausdruck kommt. 
Die Parteien wirken bei der politischen Willensbil- 
dung „des Volkes" mit (Artikel 21 GG). Das Parla- 
ment repräsentiert das Staatsvolk als politische Ein- 
heit. Daraus ergibt sich, daß alle politischen Par- 
teien gleich behandelt werden müssen und nicht eine 
Partei eine Sonderstellung deshalb beanspruchen 
kann, weil sie eine bestimmte Gruppe des Volkes — 
und sei es auch eine nationale Minderheit — vertritt. 
Unter Bezugnahme auf eine Entscheidung des 
Reichsstaatsgerichtshofs stellt das Bundesverfas- 
sungsgericht weiter fest, dieses habe mit Recht aus- 
geführt: „Der Umstand, daß es sich bei ihr — gemeint 
ist eine polnische Minderheit — um eine über den 
ganzen preußischen Staat zerstreut lebende natio- 
nale Minderheit handele, könne nicht zu einer Son- 
derstellung im Wahlrecht führen: ,Die Vorschrift 
des Wahlgesetzes kann nur allen Volksteilen gegen- 
über gültig oder ungültig sein. Unterscheidungen 
sind insoweit nicht am Platze. 1 " [vgl. BundesVerfGE 
Bd. 1, 208 (241)]. 

In einer späteren Entscheidung hat das Bundesver- 
fassungsgericht zwar festgestellt: „Der Gesetzgeber 
muß deshalb bei Regelungen im Bereich der poli- 
tischen Willensbildung beachten, daß ihm auf die- 
sem Gebiet besonders enge Grenzen gezogen sind 
und ihm jede verschiedene Behandlung der Parteien 
verfassungskräftig versagt ist, die sich nicht durch 
einen besonders zwingenden Grund rechtfertigen 
läßt. . . ." [BundesVerfGE Bd. 24, 300 (341)], wes- 
halb die in § 6 Abs. 4 BWG vorgesehene Ausnahme- 
regelung für Parteien nationaler Minderheiten als 
zulässig angesehen werden muß. Auf diese Bestim- 
mung kann sich jedoch der Einspruchsführer nicht 
berufen, da, wie der Bundeswahlleiter zu Recht fest- 
gestellt hat, die Sondervorschriften des Bundes- 
wahlgesetzes für Parteien nationaler Minderheiten 
nur für die Parteien gelten, die die Interessen von 
Minderheiten nichtdeutscher Nationalität vertreten. 
Dies gilt im Wahlgebiet lediglich für die dänische 


Minderheit in Schleswig. Im übrigen kommt das 
„Minderheitsprivileg" nur für originäre Minder- 
heitsparteien, nicht auch für solche in Betracht, die 
sich die Vertretung mehrerer etwa vorhandener 
Minderheiten zum Ziele setzen (s. Seifert Bundes- 
wahlrecht S. 91). 

Kann der Einspruchsführer sich somit nicht auf § 6 
Abs. 4 BWG berufen, greift auch seine Behauptung, 
das Parteiengesetz sei wegen Verletzung des Ar- 
tikels 19 Abs. 1 GG verfassungswidrig, nicht durch. 
Im Rahmen eines Wahlprüfungsverfahrens können 
nur Verletzungen wahlrechtlicher Bestimmungen 
bzw. Vorschriften geprüft werden. Es ist jedoch nicht 
Aufgabe der Wahlprüfung, Gesetze auf ihre Ver- 
fassungsmäßigkeit zu überprüfen; dies ist aus- 
schließlich Aufgabe des Bundesverfassungsgerichts. 

Diese vom Wahlprüfungsausschuß und vom Deut- 
schen Bundestag bestätigte Auffassung gilt auch, 
soweit der Einspruchsführer sich auf das IV. Genfer 
Rotkreuz-Abkommen zum Schutze von Zivilperso- 
nen in Kriegszeiten vom 12. August 1949 stützt. 

Ob bundesgesetzliche Bestimmungen diesem Ab- 
kommen widersprechen, kann nicht im Rahmen 
eines Wahlprüfungsverfahrens nachgeprüft werden. 

Da die Nichtzulassung der OVP zu den Bundestags- 
wahlen vom 19. November 1972 durch den Bundes- 
wahlausschuß somit nicht zu beanstanden war, war 
der Einspruch daher im Sinne des § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
WPG als offensichtlich unbegründet zurückzuweisen. 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des 
Gesetzes über das Bundesverfassungsgericht vom 
12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), der als 
Anlage beigefügt ist, unter den dort genannten Vor- 
aussetzungen Beschwerde beim Bundesverfassungs- 
gericht erhoben werden. Sie muß binnen eines 
Monats seit der Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages — — beim Bundesver- 

fassungsgericht eingegangen sein. 
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